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Anlage 4: Eigenerklärung gemäß §§ 123, 124 

GWB 

Öffentliche Ausschreibung 

Az.: 030 15-00004-0017 

„Herstellung Verdienstorden der Bundesrepublik Deutschland 2023 - 2025“ 

1. Nichtvorliegen zwingender Ausschlussgründe 

Gemäß § 123 GWB erkläre/n ich/wir für mein/unser Unternehmen als Bieter, dass 

weder ich/wir noch eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist 
(§ 123 Absatz 3 GWB)1, sind in den letzten fünf Jahren rechtskräftig verurteilt worden 
oder ist eine Geldbuße nach § 30 OWiG rechtkräftig festgesetzt worden wegen: 

- § 129 StGB (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristi-
scher Vereinigungen) oder § 129b StGB (kriminelle und terroristische Vereini-
gungen im Ausland), 

- § 89c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer sol-
chen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in 
Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu ver-
wendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 
Nummer 2 StGB zu begehen, 

- § 261 StGB (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögens-
werte), 

- § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäi-
schen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen 
Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden, 

- § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der 
Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Euro-
päischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden, 

- § 299 StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 
299a und 299b StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen), 

- § 108e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern), 

1 Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person 
als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der 
Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung. 
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- §§ 333 und 334 StGB (Vorteilsgewährung und Bestechung), auch in Verbindung 
mit §§ 335a StGB (ausländische und internationale Bedienstete),  

- Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Beste-
chung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Ge-
schäftsverkehr), 

-  §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, §§ 232b bis 233a StGB (Menschenhandel, 
Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer 
Freiheitsberaubung), 

- Verstoßes gegen entsprechende Strafnormen anderer Staaten. 

Weiterhin erkläre/n ich/wir für mein/unser Unternehmen als Bieter, dass 

- der Bieter seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder 
Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräf-
tige Gerichts- oder bestandskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsent-
scheidung festgestellt wurde oder 

- der Bieter seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass er die 
Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträgen 
zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen ver-
pflichtet hat. 

2. Nichtvorliegen fakultativer Ausschlussgründe 

Gemäß § 124 GWB erkläre/n ich/wir für mein/unser Unternehmen als Bieter, dass 

- das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nicht nachweislich 
gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen ver-
stoßen hat, 

- das Unternehmen zahlungsfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens 
weder ein Insolvenzverfahren noch ein vergleichbares gesetzliches Verfahren 
eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse ab-
gelehnt worden ist und das Unternehmen sich weder in Liquidation befindet 
noch seine Tätigkeit eingestellt hat, 

- das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich keine 
schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens 
infrage gestellt wird, 

- das Unternehmen keine Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen 
hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbe-
werbs bezwecken oder bewirken, 

- kein Interessenskonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, 
der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftrag-
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geber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beein-
trächtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen 
nicht wirksam beseitigt werden kann, 

- das Unternehmen keine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines 
früheren öffentlichen Auftrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat 
und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer 
vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat, 

- das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien kei-
ne schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten 
hat, 

- das Unternehmen  

a) nicht versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftrag-
gebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, 

b) nicht versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es 
unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder 

c) keine fahrlässigen oder vorsätzlich irreführende Informationen übermit-
telt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers 
erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informatio-
nen zu übermitteln. 

3. Sonstige Ausschlussgründe 

Zudem erkläre/n ich/wir:  
(Die zutreffende Aussage ist anzukreuzen und ggf. zu begründen.) 

 Gegen mich/uns ist  

 ein Ermittlungsverfahren 

 ein Ordnungswidrigkeitenverfahren 

wegen einer Zuwiderhandlung gegen gesetzliche Vorschriften anhängig, die 
als schwere Verfehlung im Sinne der §§ 123, 124 GWB einzustufen sein könn-
te. 
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Hinweis: Die genauen Umstände sind im Folgenden darzulegen und zu be-
gründen*: 

*ggf. auf gesonderter Anlage 

 Gegen mich/uns ist kein Ermittlungs- und /oder Ordnungswidrigkeitenverfah-
ren im oben genannten Sinne anhängig. 

Mir/uns ist bewusst, dass wissentlich falsche Angaben in der vorstehenden Erklärung 
zu Ziffern 1. bis 3.  

- meinen/unseren Ausschluss von der Auftragserteilung gemäß §§ 123 Abs. 1 Nr. 8 
GWB oder 

- im Falle der Auftragserteilung eine fristlose Kündigung der Rahmenvereinbarung  

zur Folge haben können. 

Ich/wir verpflichte/n mich/uns, die Auftraggeberin während des Vergabeverfahrens 
unverzüglich darüber zu informieren, wenn sich eine Änderung von Umständen 
ergibt, aufgrund derer die abgegebenen Erklärungen zu Ziffern 1. bis 3. Nicht mehr 
zutreffend sind. 

________________, __________ 

(Ort)  (Datum) 

________________________________________________ 

(Bieter) 
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Anlage 5: Eigenerklärungen zu AEntG, AufenthG, 

MiLoG, SchwarzArbG 

Öffentliche Ausschreibung 

Az. 030 15 – 00004 - 0017 

„Herstellung Verdienstorden der Bundesrepublik Deutschland 2023 - 2025“ 

Ich / wir erkläre(n) für mein / unser Unternehmen als Bieter,  

- dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 21 Absatz 1 AEntG
nicht vorliegen und für den Bieter kein Verstoß vorliegt, der nach § 23 AEntG 
mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt wor-
den ist und weiterhin, dass – auch schon vor Durchführung eines Bußgeldver-
fahrens wegen eines solchen Verstoßes – für mein/ unser Unternehmen keine 
Beweislage erkennbar ist, nach der kein vernünftiger Zweifel an einer 
schwerwiegenden Verfehlung besteht, die nach § 23 AEntG mit einer Geldbu-
ße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro bewährt werden wird. 

- dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 98 c Absatz 1 Auf-
enthG nicht vorliegen und für den Bieter oder dessen nach Satzung oder Ge-
setz Vertretungsberechtigter kein Verstoß vorliegt, der 

1. nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 SGB III mit einer Geldbuße von wenigstens 
Zweitausendfünfhundert Euro rechtskräftig belegt worden ist oder 

2. nach den §§ 10, 10a oder 11 SchwarzArbG zu einer Freiheitsstrafe von 
mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen zu 
einer rechtskräftigen Verurteilung geführt hat. 

- dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 Absatz 1 MiLoG
nicht vorliegen und dass beim Bieter kein Verstoß vorliegt, der wegen eines 
Verstoßes nach § 21 Mindestlohngesetz mit einer Geldbuße von wenigstens 
zweitausendfünfhundert Euro belegt worden ist. 

- dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 21 SchwarzArbG
nicht vorliegen und dass für den Bieter oder dessen nach Satzung oder Ge-
setz Vertretungsberechtigten kein Verstoß vorliegt, der nach dieser Vorschrift 
zu einer rechtskräftigen Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen geführt hat 
oder mit einer Geldbuße von wenigsten zweitausendfünfhundert Euro belegt 
worden ist und weiterhin, dass – auch schon vor Durchführung eines Straf- 
oder Bußgeldverfahrens wegen eines solchen Verstoßes – für mein / unser 
Unternehmen keine Beweislage erkennbar ist, nach der kein vernünftiger 
Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung nach § 21 SchwarzArbG be-
steht. 
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Mir/uns ist bewusst, dass wissentlich falsche Angaben in der vorstehenden Erklärung  

- meinen/unseren Ausschluss von der Auftragserteilung gemäß § 124 Abs. 1 Nr. 8 
GWB oder 

- im Falle der Auftragserteilung eine fristlose Kündigung der Vereinbarung 

zur Folge haben können. 

Ich/wir habe(n) zur Kenntnis genommen, dass auch im Falle der vorstehenden Erklä-
rung öffentliche Auftraggeber jederzeit zusätzlich Auskünfte des Gewerbezentralre-
gisters nach § 19 Abs. 3 MiLoG i. V. m. § 150a der Gewerbeordnung in der aktuell 
gültigen Fassung anfordern können. 

Ich/wir verpflichte/n mich/uns, die Auftraggeberin während des Vergabeverfahrens 
unverzüglich darüber zu informieren, wenn sich eine Änderung von Umständen 
ergibt, aufgrund derer die abgegebene Erklärung nicht mehr zutreffend ist. 

________________, __________ 

(Ort)  (Datum) 

________________________________________________ 

(Bieter) 
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Anlage 6: 

Verpflichtungserklärung 

Öffentliche Ausschreibung: 

„Herstellung Verdienstorden der Bundesrepublik Deutschland 2023-2025“ 

Aktenzeichen 030 15-0004-0017

Hinweis: 

Vom Drittunternehmen auszufüllen! 

Dieser Vordruck umfasst die Verpflichtungserklärung und ist nur dann zwingend abzugeben, 

wenn ein Bewerber oder Bieter für einen bestimmten öffentlichen Auftrag im Hinblick auf die 

erforderliche wirtschaftliche und finanzielle sowie die technische und berufliche 

Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch nimmt bzw. auf deren 

Ressourcen zurückgegriffen werden soll (Eignungsleihe). 

Von im Angebot benannten Unterauftragsnehmern (§ 26 UVgO, kein Fall der Eignungsleihe) 

kann diese Erklärung im Rahmen des Angebotes freiwillig abgegeben werden. Erfolgt dies zu 

diesem Zeitpunkt noch nicht, kann die Auftraggeberin vor Zuschlagserteilung von den Bietern, 

deren Angebote in die engere Wahl kommen, die Abgabe der Verpflichtungserklärung 

verlangen. 

Ich/wir, 

(Firmenname des Eignungsleihers/Unterauftragsnehmers, Sitz, Adresse, Telefon, 

Email, Ansprechpartner) 

verpflichten uns gegenüber dem Bieter (Firmenname des Bieters, Adresse) 

für den Fall, dass der Zuschlag in dem oben genannten Vergabeverfahren diesem 

Bieter erteilt wird, für diesen Bieter folgende Leistungen zu erbringen bzw. diesem 
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folgende technische, personelle und/oder finanzielle Mittel für die 

Auftragsdurchführung bereitzustellen: 

(bitte ggf. weitere Zeilen einfügen) 

Wir erklären, dass uns die vorgenannten technischen, personellen und/oder 

finanziellen Mittel zur vertragsgerechten Erbringung der vorgenannten Leistungen 

zur Verfügung stehen. 

________________, __________ 

(Ort)  (Datum) 

________________________________________________ 

(Eignungsleiher/Unterauftragnehmer) 

Hinweis: 

Folgende Erklärung ist nur im Fall der Eignungsleihe abzugeben! 

Ich/wir verpflichte/n mich/uns gegenüber der Auftraggeberin, im Falle der 

Auftragsvergabe an den Bieter mit diesem gemeinsam für die Auftragsausführung zu 

haften. 

________________, __________ 

(Ort)  (Datum) 

________________________________________________ 

(Eignungsleiher) 


